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1. Änderung des Gesetzes über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) 2. Aufhebung der 
kantonsrätlichen Verordnung über den Abwasser- und Altlastenfonds 
 
Beschlussesentwurf 1: 
 
I. 
 
Art.45 Abs. 1 soll lauten:  
Die Kosten wasserbaulicher Massnahmen werden durch den Regierungsrat festgelegt. 
 
§ 137 Abs. 1 soll lauten: 
Der Kanton erhebt Abgaben auf Abfälle, die zur Entsorgung gebracht werden. werden nach 
den Bestimmungen von § 165 verwendet. 
 
§ 159 Abs. 2 soll heissen: 
Der Regierungsrat regelt den Vollzug der Chemikaliengesetzgebung vom 15. Dezember 20001, 
der Dünger-Verordnung (DüV) vom 10. Januar 20012, der Pflanzenschutzmittelverordnung 
(PSMV) vom 12. Mai 20103. 
 
Art.165 Abs. 1 soll heissen:  
Die für die Gewässernutzung zu leistenden Gebühren und Wasserzinsen wie auch die Erträge 
aus den Schiffssteuern sowie die Abfallabgaben sind zu verwenden für: 
 
§ 165 Abs. 1 c) soll heissen:  
2. 35 Prozent der Kosten, wenn ein Standort zu bearbeiten ist, auf dem zu einem wesentli-

chen Teil Siedlungsabfälle abgelagert worden sind; 
 
 
Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf 1 und 2 des Regierungsrates. 
 
 
Für die Redaktionskommission 
Präsident:  Aktuarin: 
Michael Kummli Silvia Schlup 
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